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Allgemeine Chronik

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

Im Dezember 2015 befasste sich der Stdnderat erstmals mit dem Bundesgesetz iiber die
Unternehmenssteuerreform Il (USR Ill), das der Bundesrat im Juni prasentiert hatte
und mit dem er den Unternehmensstandort Schweiz zu stérken beabsichtigte. Der
Vorschlag des Bundesrats verfolgte zwei Stossrichtungen: Zum einen sollten die
international nicht mehr akzeptierten Steuererméassigungen von Holding-, Domizil- und
gemischten Gesellschaften abgeschafft werden, zum andern plante der Bundesrat, die
Kantone bei der Senkung der Gewinnsteuersatze, die formell kein Bestandteil der USR
Il waren, finanziell zu unterstitzen. Die Stossrichtungen der Vorlage waren in ihren
Grundzugen in der kleinen Kammer unbestritten. In den Detailfragen beschlossen die
Standeratinnen und Standerate indes einige Differenzen zum Bundesrat. Mit 26 zu 19
Stimmen folgten sie dem Antrag der vorberatenden Wirtschaftskommission (WAK-SR),
die sich mit 7 zu 4 Stimmen fur die Beibehaltung der Emissionsabgaben auf Eigenkapital
ausgesprochen hatte. Dies sei kein zentraler Punkt der Reform. Zudem liessen sich so
jahrlich rund CHF 230 Mio. sparen, argumentierte Standerat Zanetti (sp, SO) im Namen
der Kommissionsmehrheit. Eine Minderheit Keller-Sutter (fdp, SG) hatte fir den
Vorschlag des Bundesrats Partei ergriffen - erfolglos. Auch bei der Frage, wie hoch
Dividenden kinftig besteuert werden sollten, schuf der Standerat eine Differenz zur
Regierung. Der Antrag der WAK-SR, dem Vorschlag des Bundesrates zu folgen und die
Teilbesteuerung von Dividenden auf 70% zu vereinheitlichen, scheiterte mit 19 zu 26
Stimmen an einem Minderheitsantrag Schmid (fdp, GR), der den Kantonen in dieser
Frage weiterhin die Federfluhrung Uberlassen wollte. Die Erhéhung hatte dem Bund CHF
100 Mio. und den Kantonen rund CHF 330 Mio. Mehreinnahmen pro Jahr beschert. Eine
Minderheit Fetz (sp, BS), die Dividenden zu 100% besteuern wollte, war in der kleinen
Kammer indes chancenlos. Wenig Uberraschend stimmten die Standesvertreter mit 35
zu 6 Stimmen bei 4 Enthaltungen einem Kommissionsantrag, die Kantonsanteile an der
direkten Bundessteuer statt nur auf 20,5 direkt auf 21,2% zu erhdhen, zu. Dadurch
sollten die Kantone zusatzlichen Spielraum zur Senkung der kantonalen
Gewinnsteuersatze erhalten. Dem Bund gingen dadurch rund CHF 150 Mio. jahrlich
verloren. Eine weitere Differenz schuf der Stdnderat im Bereich des Steuerabzugs von
Aufwendungen fur Forschung und Entwicklung. Mit 25 zu 19 Stimmen hiess er einen
Antrag seiner WAK-SR gut, die sogenannte Inputférderung auf 150% der F&E-Mittel zu
begrenzen. Die Kommission wollte damit der Gefahr einer Nullbesteuerung und eines
zu starken kantonalen Steuerwettbewerbs begegnen. Ohne Erfolg blieb indes der Antrag
einer Minderheit Germann (svp, SH), die eine zinsbereinigte Gewinnsteuer in die
Vorlage aufnehmen wollte. Die Bedenken der Kommissionsmehrheit zur internationalen
Akzeptanz einer solchen Massnahme und zu den drohenden Mindereinnahmen bei
Bund (CHF 270 Mio.) und Kantonen (CHF 350 Mio.) teilten in der ersten Beratungsrunde
30 der 44 abstimmenden Standerate. Dies passte zum Grundtenor der ersten
standeréatlichen Beratungsrunde, das "Fuder nicht Gberladen" zu wollen. !

Noch bevor sich die Réate ein zweites Mal mit dem Bundesgesetz iiber die
Unternehmenssteuerreform Il (USR Ill) auseinandersetzen konnten, ereignete sich
Wegweisendes: Die Wirtschaftskommission des Stadnderats (WAK-SR) présentierte im
April 2016 einen Kompromissvorschlag. Dieser sah im Kern eine USR Il mit der vom
Nationalrat unterstitzen zinsbereinigten Gewinnsteuer, den vom Sténderat
propagierten Kantonsanteilen an der direkten Bundessteuer von 21,2% und einer
Teilbesteuerung der Dividenden von mindestens 60% vor. Die Steuererleichterungen
fur Schifffahrtsunternehmen (Tonnage-Tax), die der Nationalrat in die Vorlage
aufgenommen hatte, wollte die WAK-SR indes ausklammern und zu einem spéateren
Zeitpunkt separat weiterverfolgen. Da bei der Frage der Teilbesteuerung von
Dividenden - beide Réate hatten sich fir die Beibehaltung des geltenden Rechts
ausgesprochen - keine Differenz bestand, musste, bevor der Kompromissvorschlag in
den Sténderat geschickt werden konnte, die Wirtschaftskommission des Nationalrats
(WAK-NR) in diesem Punkt einen Rickkommensantrag gutheissen. Dies tat sie aber
nicht. Mit 15 zu 10 Stimmen sprach sie sich gegen eine Harmonisierung bei der
Teilbesteuerung von Dividenden aus. Die USR Il solle den Kantonen, so die WAK-NR,
moglichst offen lassen, wie sie auf die Abschaffung der kantonalen Steuerstati reagieren
mochten.  Die  WAK-SR  zeigte  sich  enttduscht  Uber die fehlende
Kompromissbereitschaft. Standerat Zanetti (sp, SO) sprach im Namen der Kommission

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 21.03.2018
ANJA HEIDELBERGER

gar von einem Affront. Fortan waren die Beratungen von taktischen Entscheidungen
und verharteten Fronten gepréagt. So lehnte der Stédnderat die Einflhrung der
zinsbereinigten Gewinnsteuer auf Uberdurchschnittlich hohem Eigenkapital mit 26 zu
19 Stimmen ab. Die Tonnage-Tax klammerte er mit 31 zu 14 Stimmen aus der USR Ill aus
und Uberfihrte sie in eine eigene Vorlage, die er zur weiteren Prufung an den
Bundesrat zurtickwies. Bei den Kantonsanteilen an der direkten Bundessteuer hielt der
Standerat mit 29 zu 13 Stimmen an der Differenz fest. Kurze Zeit spéater tat dies auch
der Nationalrat, der sich Uberdies erneut mit 129 zu 56 Stimmen bei 3 Enthaltungen flr
die zinsbereinigte Gewinnsteuer aussprach. Dafur folgte die grosse Kammer dem
Standerat bei der Tonnage-Tax, die damit definitiv nicht mehr Teil der Vorlage war, und
lenkte Uberdies bei der Inputférderung ein, indem sie die maximalen Abzlge flr
Forschung und Entwicklung auf 150% der tatsachlichen Kosten beschréankte. Ein Antrag
einer Minderheit Jans (sp, BS), die auf die Teilbesteuerung von Dividenden
zurtickkommen wollte, wurde mit 54 zu 127 Stimmen abgelehnt. In der dritten
Beratungsrunde gipfelten die strategischen Rénkespiele in einem Vorschlag der
standeréatlichen Wirtschaftskommission, Kantonen, die Dividenden zu mindestens 60%
besteuern, die Einflhrung einer zinsbereinigten Gewinnsteuer zu erlauben. Der Antrag
der WAK-SR sorgte dann auch fir heftige Reaktionen. Ruedi Noser (fdp, ZH), der gegen
eine Anpassung der Dividenbesteuerung war, sah den Anstand in Bezug auf den Umgang
der Kommissionen geritzt, da man den abgewiesenen Rickkommensantrag so einfach
umgehe. Christian Levrat (sp, FR), der gegen die Einflhrung einer zinsbereinigten
Gewinnsteuer Stellung bezogen hatte, sprach seinerseits von einem Verstoss gegen das
Parlamentsgesetz. Am Ende war die WAK-SR dann doch erfolgreich. Ihr Antrag wurde
mit 22 zu 20 Stimmen bei 2 Enthaltungen angenommen. Und auch im Nationalrat
vermochte das Gewinnsteuer-Teilbesteuerungs-Paket zu Uberzeugen und wurde mit
122 zu 64 Stimmen bei 4 Enthaltungen angenommen. Die SP und die Grinen hatten es
geschlossen abgelehnt. Zudem hatten sich 11 Vertreter der SVP dagegen ausgesprochen.
Auch bei den Kantonsanteilen an der direkten Bundessteuer kam der Nationalrat dem
Standerat entgegen und stimmte einer Erhéhung auf 21,2% mit 140 zu 49 Stimmen bei
einer Enthaltung zu. Damit waren alle Differenzen bereinigt und die Vorlage bereit fur
die Schlussabstimmung. ?

Als Reaktion auf die Vernehmlassung wurde in den Medien anfénglich insbesondere der
sogenannte «Plan C», der Vorschlag der CVP zur Aufteilung der Reform, diskutiert. Eva
Herzog (BS, sp) erkléarte als Vizeprésidentin der FDK, dass die Kantone eine Aufteilung
der Reform nicht goutieren wirden. Da nicht alle von ihnen die Gewinnsteuern beliebig
senken kénnten, seien spezifische Steuerinstrumente wie die Patentbox und die
zinsbereinigte Gewinnsteuer vonndten. Ausfuhrlich debattiert wurde auch die
Problematik des Zeitdrucks. Im Dezember 2017 war bekannt geworden, dass die EU die
Schweiz auf die sogenannte «graue Liste» der steuerlich nicht konformen Drittstaaten
gesetzt hatte. Wirden die verpdnten Privilegien nicht bis Ende 2018 abgeschafft, wozu
sich die Schweiz 2014 verpflichtet hatte - jedoch ohne einen zeitlichen Rahmen zu
nennen -, seien Sanktionen durch die EU-Mitgliedstaaten moglich. Ebenfalls verstarkt
wurde der Zeitdruck durch den internationalen Trend zur Senkung der
Unternehmenssteuern - besonders prominent in den Medien behandelt wurde der
Entscheid der USA, die Konzerngewinnsteuern per 1. Januar 2018 von 35 auf 20 Prozent
zu senken. Die Schweiz musse somit bezuglich Unternehmenssteuern maoglichst rasch
Rechts- und Planungssicherheit schaffen, erklarte zum Beispiel Eva Herzog. Dem
pflichtete auch Finanzminister Maurer bei: Falls mdglich sei die SV17 in nur zwei
Sessionen vom Parlament zu verabschieden. Man musse zudem darum besorgt sein,
dass kein Referendum gegen das Gesetz ergriffen werde. Dadurch koénnten erste
Massnahmen anfangs 2019, der Hauptteil des Gesetzes anfangs 2020 in Kraft treten.

Inhaltlich wurde in den Medien insbesondere Uber die Massnahmen zur sozialen
Kompensation diskutiert. Die Vernehmlassungsteilnehmenden hatten sich mit der
Erhdhung der minimalen Kinderzulagen nicht zufrieden gezeigt. Der Vorschlag sei
sachfremd und habe auch mit Sozialpolitik nichts zu tun, war zum Beispiel in der NZZ zu
lesen. Als Alternative hatten TravailSuisse und Centre Patronal in der Vernehmlassung
die Einfuhrung eines Vaterschaftsurlaubs - wie ihn ihre Initiative vorsieht -
vorgeschlagen. Ein Vaterschaftsurlaub von 20 Tagen, bezahlt Uber die
Erwerbsersatzordnung, in die Arbeitgeber und Arbeitnehmer je 0.0275 Lohnprozente
zusétzlich zu bezahlen hatten, wirde gemass Adrian Withrich (BE, sp), Président der
TravailSuisse, einen regelrechten «Referendumsblocker» darstellen. Der Vorschlag fand
in den Medien jedoch kaum Anklang: Jean-Francois Rime (svp, FR) zum Beispiel betonte
als Prasident des Gewerbeverbandes, dass durch eine solche Regelung die SV17 den
KMU nur noch mehr Nachteile bringen wirde. Auch die SP zeigte sich mit dem
Vorschlag nicht zufrieden: Man unterstitze zwar einen Vaterschaftsurlaub, dieser
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musse jedoch nicht in Kombination mit der Steuervorlage 17 eingeflihrt werden, erkléarte
SP-Vizeprasident Beat Jans (sp, BS). Auch Pirmin Bischof (cvp, SO) schlug eine
alternative Massnahme zur sozialen Kompensation vor: Der Bund solle den Kantonen
Geld flr soziale Massnahmen bezahlen, die Kantone sollen aber selbst entschieden
kénnen, fur welche sozialen Zwecke sie dieses Geld einsetzten.

Die grossten Chancen schrieben die Medien gemeinhin einer Korrektur des
Kapitaleinlageprinzips (KEP) zu: In der Unternehmenssteuerreform Il war eine
Méglichkeit fur Unternehmen geschaffen worden, Kapitaleinlagen an die Aktionére
zurlickzuzahlen, ohne dass diese verrechnungs- oder einkommenssteuerpflichtig sind -
was faktisch eine steuerfreie Auszahlung von Dividenden bedeutet. Dadurch entstehen
dem Bund, wie eine Schatzung der ESTV zeigte, Steuerausfélle zwischen CHF 400 Mio.
und CHF 600 Mio. pro Jahr, wobei Neuzuzlge nicht berucksichtigt sind. Werden diese
eingerechnet, geht die ESTV trotz mangelnder Daten davon aus, dass die Steuerausfélle
durch eine Steigerung des BIP und der Steuereinnahmen kompensiert werden kénnen.
Eine Korrektur des KEP sei im Parlament nicht chancenlos, erklarte zum Beispiel der
Tages-Anzeiger, zumal Pirmin Bischof 2011 mit seiner Motion (Mo. 11.3462), die ebenfalls
eine Einschréankung des KEP gefordert hatte, nur knapp gescheitert war. Sollte es
dadurch gelingen, die SP ins Boot zu holen und von der Ergreifung eines Referendums
abzubringen, ware das womoglich fur die Blrgerlichen ein gangbarer Weg, war
mehrfach zu lesen. Beat Jans zumindest nannte die Korrektur des KEP «eine der
wichtigsten Massnahmen>» zur Findung eines Kompromisses bei der Steuervorlage 17.
Andererseits beflirchtete zum Beispiel Hannes Germann (svp, SH), dass eine solche
Regelung grosse Verunsicherung bei den Unternehmen, insbesondere bei denjenigen,
die unter anderem aufgrund der bestehenden Regelung zum KEP in die Schweiz
gekommen waren, auslésen wirde.

Thematisiert wurden in den Medien schliesslich auch Auswirkungen auf die NFA: Um
Verzerrungen in der NFA durch Anderungen der Unternehmenssteuern zu verhindern,
muss das Gewicht der Unternehmenssteuern im Finanzausgleich reduziert werden. Dies
soll in der NFA zu Verschiebungen in zwei- bis dreistelliger Millionenhdhe flhren,
wovon gemaéss Berechnungen des Tages-Anzeigers mit Zahlen der Finanzverwaltung vor
allem Geberkantone profitierten. Die Nehmerkantone wurden demnach deutlich
weniger erhalten als bisher, teilweise seien ihre Verluste in der NFA sogar grésser als
die zuséatzlichen Einnahmen durch die Erhéhung des Kantonsanteils. Um diese
Problematik abzuschwachen, enthalt die SV17 einen Ergadnzungsbeitrag fur
ressourcenschwache Kantone in der Héhe von CHF 180 Mio., der aus dem auslaufenden
Harteausgleich finanziert wird und die Situation der betroffenen Kantone wahrend
sieben Jahren verbessert.

Im Mérz 2018 prasentierte der Bundesrat schliesslich seine Botschaft zur Steuervorlage
17. Dabei nahm er nur eine gewichtige Anderung gegeniiber der
Vernehmlassungsvorlage vor: Er steigerte den Kantonsanteil an den direkten Steuern
von 20.5 Prozent auf 21.2 Prozent, wie es unter anderem die Kantone in der
Vernehmlassung deutlich gefordert hatten. Uberrascht zeigten sich die Medien vor
allem daruber, dass der Bundesrat trotz breiter Forderungen auf eine Einfuhrung der
zinsbereinigten Gewinnsteuer verzichtete. Die Version der Steuervorlage 17, die der
Bundesrat dem Parlament zur Beratung vorlegte, beinhaltete somit als Ausgleich zur
Abschaffung der Steuerprivilegien flur Statusgesellschaften eine Steigerung des
Kantonsanteils an den direkten Bundessteuern von 17 auf 21.2 Prozent, was den
Kantonen CHF 990 Mio. pro Jahr einbringt und es ihnen erlauben soll, ihre
Gewinnsteuern zu senken. Ressourcenschwache Kantone erhalten im Rahmen der NFA
zudem wahrend sieben Jahren zusatzlich CHF 180 Mio. Die Kantone flhren
obligatorisch Patentboxen fiur in der Schweiz patentierte Erfindungen sowie fakultativ
einen Steuerabzug von maximal 50 Prozent auf in der Schweiz getétigte Forschung und
Entwicklung ein. Im Vergleich zur Unternehmenssteuerreform Il wird auf die stark
umstrittene zinsbereinigte Gewinnsteuer verzichtet. Die Steuerabzlige durfen
zusammen nicht mehr als 70 Prozent des steuerbaren Gewinns ausmachen (USR Il
80%). Ebenfalls im Unterschied zur USR lll wird eine Gegenfinanzierung durch die
Unternehmen eingefuhrt: Die Dividendenbesteuerung wird beim Bund auf 70 Prozent
(Status Quo: 60%) und bei den Kantonen auf mindestens 70 Prozent erhéht (Status Quo:
zwischen 35% und 70%). Zudem werden als sozialpolitische Kompensation die
Mindestvorgaben fur die Kinder- und Ausbildungszulage um CHF 30 auf CHF 230
respektive CHF 280 erhoht. Im Unterschied zum abgelehnten Vorschlag der USR Il
enthalt die Steuervorlage 17 somit deutlich weniger neue Steuerprivilegien sowie eine
Erhéhung der Dividendenbesteuerung und der minimalen Kinderzulagen. Infolgedessen
weist diese Version der SV17 eine gewisse Ahnlichkeit mit dem kurz nach Ablehnung der
USR IIl als «Plan B» bezeichneten Szenario auf.

Die Voto-Analyse zur USR IlI hatte gezeigt, dass die Stimmbuirger sich insbesondere
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auch vor den unsicheren Konsequenzen der Vorlage geflirchtet hatten. Aus diesem
Grund hatte Bundesrat Maurer die Kantone im Rahmen der SV17 beauftragt, ihm ihre
Reformplane mitzuteilen, so dass diese bei der Berechnung der finanziellen
Auswirkungen ebenfalls berlcksichtigt werden kénnen. Ausser den Kantonen Obwalden,
Luzern und Appenzell-Ausserrhoden, die schon Uber tiefe bis rekordtiefe
Gewinnsteuern verfligen, gaben alle Kantone an, eine Reduktion ihrer Gewinnsteuern zu
planen. In 17 Kantonen sollen die Gewinnsteuern sogar unter 14 Prozent gesenkt
werden, wodurch diese gemaéass Tages-Anzeiger weltweit zu den steuerglnstigsten
Standorten gehdren wirden. Durchschnittlich planen die Kantone, ihre Gewinnsteuern
von 19.6 auf 14.5 Prozent zu senken. Dies bringe gemass Berechnungen, welche die ESTV
als Grundlage fur die bundesratliche Botschaft vorgenommen hatte, jahrliche statische
Kosten von CHF 1.8 Mrd. mit sich: CHF 700 Mio. auf Bundes- und CHF 1.1 Mrd. auf
Kantonsebene. Diese Schatzung erganzte die ESTV durch dynamische Elemente wie
steigende Investitionsvolumen der Unternehmen durch die tieferen Steuern,
Standortverlagerungen verschiedener Unternehmen in die Schweiz oder die Umleitung
von Gewinnen in die Schweiz und erstellte 40 Szenarien zur Entwicklung der Einnahmen
von Bund, Kantonen und Gemeinden. Im schlechtesten Szenario wird der Bund auch
langfristig Verluste von CHF 1 Mrd. pro Jahr einfahren. Im mittleren Szenario, das
Finanzminister Maurer prasentierte, werden durch die SV17 langfristig Mehreinnahmen
von CHF 1.4 Mrd. pro Jahr generiert, im besten Szenario sogar Mehreinnahmen von CHF
6 Mrd. Ab wann genau diese positiven Effekte eintreten, ist unsicher; kurz- und
mittelfristig rechnet die ESTV im mittleren Szenario jedoch mit Mindereinnahmen in der
Hohe von CHF 2.5 Mrd. jahrlich.

Diese Schatzungen wurden von mehreren Seiten kritisiert, da sie neben Annahmen zu
den Reaktionen der Unternehmen auch auf Annahmen zu Gewinnsteuersatzen und
Steuerprivilegien im  Ausland beruhen. Zudem gehe die Studie gemass
Gewerkschaftsbund davon aus, dass die staatliche Bildung irrelevant sei oder nicht von
der Steuerreform beeinflusst werde. Sie bertcksichtige den kantonalen
Steuerwettbewerb nicht und Uberschatze die Kosten einer Ablehnung der SV17 - diese
werden von der Studie im mittleren Szenario auf CHF 9 Mrd. geschéatzt. Finanzminister
Maurer nannte die Studie «wissenschaftlich erhértet», aus Zeitgriinden sei sie jedoch
nicht von Externen Uberprift worden. Was die Studie gemass SGB jedoch gut aufzeige,
sei, dass die Steuerbelastung fur bisher «normal» besteuerte Unternehmen - fur
inlandorientierte KMU, wie es die NZZ erklérte - deutlich sinke, wahrend sie fur die
bisher steuerprivilegierten Firmen - flr internationale Grosskonzerne - steige. *

Von einem «halben Wunder» (Christian Levrat, sp, FR) Uber eine «Schnapsidee»
(Michael Hermann im Tages-Anzeiger) bis hin zu einem «Affront gegen die direkte
Demokratie» (Michael Schénenberger in der NZZ) reichten die Beurteilungen des Coups
der WAK-SR. Diese hatte in der Pressekonferenz nach ihrer ersten Sitzung zur
Steuervorlage 17 alle Uberrascht, indem sie sich einstimmig fliir einen eigenen, neuen
Vorschlag zur SV17 ausgesprochen hatte: Als soziale Ausgleichsmassnahme soll nicht
mehr wie vom Bundesrat vorgeschlagen der Mindestansatz fur das Kindergeld erhoht,
sondern mehr Geld fur die AHV zur Verflgung gestellt werden. Pro Franken, der durch
die Steuererleichterungen fir Unternehmen weniger an Steuereinnahmen generiert
wird, soll ein Franken in die AHV fliessen. Da die WAK-SR mit Kosten von CHF 2.1 Mrd.
rechnet, soll entsprechend derselbe Betrag der AHV zu Gute kommen, was diese
finanziell bis 2024 oder 2025 absichern soll. Dazu sollen zuklnftig das ganze
Demografieprozent der Mehrwertsteuer in die AHV fliessen (CHF 520 Mio.) und der
Bundesbeitrag an die AHV von 19.55 auf 20.2 Prozent (CHF 300 Mio.) sowie die
Lohnbeitrége von Arbeitgebern und Arbeitnehmern um je 0.15 Prozentpunkte erhéht
werden (CHF 1.2 Mrd.). Dies war jedoch nicht die einzige Neuerung der Kommission: Bei
der Gegenfinanzierung reduzierte sie die minimale kantonale Dividendensteuer von 70
auf 50 Prozent, was ungeféahr CHF 300 Mio. kostet. Damit soll ein Referendum des SGV
oder von Swiss Family Business verhindert werden. Stattdessen soll das
Kapitaleinlageprinzip (KEP) mit einer Rickzahlungsregel und einer Teilliquidationsregel
eingeschrankt werden: Zuklnftig sollen Reserven aus Kapitaleinlagen héchstens in dem
Umfang steuerfrei ausgeschuttet werden koénnen, in dem auch steuerbare
Dividendenzahlungen vorgenommen werden (Rickzahlungsregel). Beim Rulckkauf
eigener Aktien mussen solche Reserven zudem im gleichen Umfang reduziert werden
wie die Gewinnreserven (Teilliquidationsregel). Diese Regelung gilt jedoch nur fir in der
Schweiz kotierte Firmen, nicht aber flr Kapitaleinlagereserven, die innerhalb eines
Konzerns zurlickbezahlt werden oder die im Rahmen eines Zuzugs in die Schweiz nach
Inkrafttreten der Unternehmenssteuerreform Il entstanden sind. Dies soll Bund und
Kantonen Mehreinnahmen von CHF 150 Mio. generieren. Auch die sogenannte Lex
Zurich soll nun doch eingeftihrt werden, wobei die zinsbereinigte Gewinnsteuer in
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«Abzug fur Eigenfinanzierung» umbenannt wird und nur Hochsteuerkantonen, in denen
die effektive Steuerbelastung fur Unternehmen auf allen drei Ebenen Uber 18.03
Prozent liegt - konkret also nur dem Kanton Zurich -, zur Verfugung stehen soll.

Entstanden war der Kompromiss der Kommission geméass «NZZ am Sonntag» und Tages-
Anzeiger durch Verhandlungen der «Schattenregierung aus dem Stockli», wie es die
«NZZ am Sonntag» formulierte: Der Luzerner CVP-Stdnderat Konrad Graber soll die
Initiative ergriffen und Stéanderatsprasidentin und Kontaktfrau zum Arbeitgeberverband
Karin Keller-Sutter (fdp, SG), SP-Prasident Christian Levrat, Kommissionsprasident
Pirmin Bischof (cvp, SO), Ruedi Noser (fdp, ZH) als Kontakt zu Economiesuisse sowie
Gewerkschaftsprasident Paul Rechsteiner (sp, SG) ins Boot geholt haben. Sie alle seien
sich der Relevanz der SV17 und der sozialpolitischen Kompensation bewusst gewesen,
hatten aber die Erhéhung der Kinderzulagen fur ein untaugliches Instrument gehalten
und sich vor einem Referendum - sei es von blrgerlicher Seite aufgrund der Erhdhung
der Dividendenbesteuerung und der Kinderzulagen oder von linker Seite wegen der
geplanten Steuerrabatte - gefurchtet. In der Kommission sei man sich daher einig
gewesen, dass man einen Kompromiss finden musse, der von allen grossen Parteien und
Organisationen mitgetragen werde. Trotz grosser inhaltlicher Unterschiede héatten sich
alle dreizehn Mitglieder der WAK-SR einstimmig fir das vorgeschlagene Konzept
ausgesprochen.

Die biirgerlichen Parteien und Verbande zeigten sich von diesem Kompromiss nicht
begeistert. Die SVP, die GLP, Economiesuisse und der Arbeitgeberverband
beanstandeten die Vermischung des Finanz- und Gesundheitsdossiers und sprachen
sich gegen sachfremde Verknlpfungen aus. Diese wirden es den Blrgern
verunmaoglichen, sich frei fur oder gegen die verschiedenen Elemente des Deals zu
entscheiden. Eine «VerknlUpfung sachfremder Themen grenzt an Notigung des
Stimmvolks», betonte Jirg Grossen (glp, BE). In den Medien und im Parlament war man
sich zudem nicht sicher, ob eine solche Verkntpfung verfassungsrechtlich zulassig sei;
verschiedene Parlamentarierinnen und Parlamentarier betonten, dass eine
entsprechende Volksinitiative wohl wegen fehlender Einheit der Materie fur ungultig
erklart werden wirde. Die WAK-SR hatte diesbezlglich ein schriftliches Gutachten
beim Bundesamt fir Justiz (BJ) eingeholt, welches den Kompromiss flr «vertretbar»
hielt. Zwar gelte das Gebot der Einheit der Materie auch bei Gesetzesvorlagen, solle
dort aber «nicht mit derselben Strenge gehandhabt werden [...] wie bei Teilrevisionen
der Verfassung», erklarte das BJ. Das Gesetzgebungsverfahren sei strukturell einer
Totalrevision, bei der die Einheit der Materie nicht relevant sei, naher als eine
Volksinitiative. Dem Gesetzgeber stehe daher bei der Kompromissfindung ein
vergleichsweise grosser Gestaltungsspielraum zu. Des Weiteren kritisierten Exponenten
der SVP, FDP und des Gewerbeverbandes insbesondere die Finanzspritze an die AHV
ohne Erhdéhung des Frauenrentenalters. Es bedlrfe dringend auch Massnahmen auf
Leistungsseite, war mehrfach zu vernehmen, zumal die Linke aufgrund dieser
Zusatzfinanzierung spater womdglich nicht mehr fir eine umfassende AHV-Reform
gewonnen werden koénne, da man ihr nichts mehr anzubieten habe. Der
Arbeitgeberverband, einer der vehementesten Kritiker des Kompromisses, schlug daher
vor, das Rentenalter der Ménner auf 66, das der Frauen auf 65 Jahre zu erhdhen. Auch
die Jungparteien der Grunen, der SVP, der FDP, der CVP und der BDP erklarten ihre
Ablehnung des Vorschlags; die jungen Grinliberalen drohten sogar damit, allenfalls das
Referendum zu ergreifen. Die Jungparteien kritisierten vor allem die starke
Umverteilung von Jung zu Alt, durch welche die Jungen einmal mehr die ganze Last der
Revision der Altersvorsorge tragen mussten. Das strukturelle Problem der AHV werde
durch finanzielle Zuschusse auf Kosten der Jungen Uberdeckt, aber nicht geldst,
erklarte zum Beispiel der Prasident der Jungfreisinnigen, Andri Silberschmidt.

Gemischt waren auch die Riickmeldungen von linker Seite: Die SP nannte den
Vorschlag «akzeptabel». Der SGB sprach sich flr den Kompromiss aus, TravailSuisse gab
sich zwar erst kritisch, liess aber durchblicken, den Kompromiss wohl auch
mitzutragen. SP-Prasident Christian Levrat betonte, dass dieser Vorschlag zum sozialen
Ausgleich beitrage: Dadurch dass die Summe der Lohnbeitrége bis zu einem jahrlichen
Bruttolohn von CHF 130000 hdéher sei als die Summe der erhaltenen AHV-Renten,
finanzierten 7 Prozent der Grossverdiener faktisch die AHV-Reform. Personen mit
tiefen oder mittleren Lohnen wirden also davon profitieren. Diese Argumentation
Uberzeugte die Grlnen, Teile der SP und verschiedene entwicklungspolitische NGOs
jedoch nicht. Sie erklarten, die Vorlage nicht unterstitzen zu wollen, da diese zu
enormen Steuerausfallen fihre, den internationalen Steuerwettbewerb weiter anheize
und gegenlber armeren Staaten unfair sei. Zudem handle es sich bei dem AHV-
Zuschuss nicht um eine Kompensation, wie viele Beflirworter des Vorschlags loben
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wlrden, da einmal mehr die Arbeithnehmenden die entstehenden Kosten Ubernehmen
mussten und nicht die Unternehmen.

Neben den Parteien und Verbénden ausserte auch ein Teil der Kantone Kritik am
Kompromissvorschlag. Mit der Wiederaufnahme der zinsbereinigten Gewinnsteuer war
die WAK-SR einer Forderung von Kanton und Stadt Zurich nachgekommen. «Wir
mussten  Zurich, dem  Wirtschaftsmotor der Schweiz, in diesem Punkt
entgegenkommen>, erklérte Christian Levrat. Da das Instrument stark umstritten ist,
sah man es aber nur fir Hochsteuerkantone vor, obwohl es elf weitere Kantone
ebenfalls gerne angewendet héatten. Diese Regelung verstosse gegen das Gebot der
Gleichbehandlung und verhindere einen fairen Steuerwettbewerb, befand Cornelia
Stamm Hurter (SH, svp), Finanzdirektorin des Kantons Schaffhausen - der zu eben
diesen elf Kantonen gehoért. Auch Hannes Germann (svp, SH) kritisierte die Lex Zurich
und nannte sie einen «Sundenfall». Finanzminister Maurer hingegen verteidigte den
Vorschlag der WAK-SR: «Es macht keinen Sinn, die beste Kuh nicht zu flttern - wirde
ich jetzt als alter Bauer sagen». Der Steuerabzug kénne aber nicht fur alle Kantone
eingefuhrt werden, weil der Widerstand dagegen zu gross sei. WAK-SR-Président Pirmin
Bischof erganzte, dass auch andere Kantone den Abzug fir Eigenfinanzierung einfihren
konnten; sie missten dazu einfach ihre Gewinnsteuern erhéhen.

Trotz kritischer Stimmen aus dem ganzen politischen Spektrum blieben
Referendumsdrohungen und Fundamentalopposition gegen den Kompromissvorschlag
mehrheitlich aus. Selbst der Arbeitgeberverband wollte sich als einer der starksten
Kritiker des Vorschlags nicht festlegen, ob er bei Annahme der Vorlage durch das
Parlament wirklich das Referendum ergreifen wirde. Die zurtickhaltenden Reaktionen
der meisten Akteure wurden verdeutlichen, dass sich alle bewusst seien, dass sehr viel
auf dem Spiel stehe, war die einhellige Meinung in den Medien. Schliesslich habe die
Vorlage wegen des grossen Zeitdrucks gute Erfolgsaussichten: Das «Parlament hat gar
keine Gelegenheit, den Deal zu zerreden», erkléarte die «Schweiz am Wochenende». *
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